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und Opfer. Verzichten und opfern müssen wir
wohl dann, wenn wir so weitermachen wie bisher.
Wir müssen dann verzichten auf saubere s Wasser
und saub ere Luft, auf fruchtb aren B o den und all
das, was zu den elementaren Leb ensgrundlagen ge-
hört. Wenn wir so weiter machen, mü ssen wir auch
verzichten auf j ene Art von Sicherheit, dass es zu
keinen Kriegen, zu keinen Terroranschlägen und
zu keiner rechtsextremen Gewalt kommt. E s wird
also entscheidend für uns und für das Leb en unse-
rer Kinder, ob wir selb st spüren und spüren lassen,
dass wir durch Schritte der Selb stb e schränkung
nicht verlieren, sondern hoffnungsvolle Hand-
lungsperspektiven gewinnen . D e shalb ist es wich-
tig, dass wir in unserem Leb en möglichst B eispiele
dafür geb en, dass wir durch Teilen nicht ärmer ge-
worden sind , sondern sich dadurch das Leb en
mehrt.

Natürlich ist das alle s nichts so Großartige s, was
wir mit unserem Proj ekt im Kleinen versuchen
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bzw. verwirklichen . Ab er e s ist j a so , d ass e s ohne
Kleines auch nichts Großes gibt. Und es ist eine Tat-
sache , dass inzwischen weltweit ganz praktisch
schon viel Richtiges , Neue s geschieht. Leider wird
es oft gar nicht bemerkt, dass die Ideen von einer
anderen, be sseren Welt und die Arbeit an deren
praktischen Umsetzung, an der Tage sordnung
sind . Aber e s gibt sie , diese Menschen, Gruppierun-
gen, Netzwerke , weltweit und mächtig und unauf-
haltsam wachsend .

Michael Schm id ist Mitglied des Versöh n ungsbun-
des und der DFG- VK, ehrenam tlicher Geschäfts-

führer des Lebensha uses und Mitglied in derF o-
r u m Pazi fi s mus -Redaktio n.

Der (für die Veröffen tlich ung h ier leich tgekürz-
te) Text ist das Ma n uskript eines Vortrags bei der
Tagung »MitJesus und Gandh i den Fundamen ta-
lism us überwinden« Ende Februar/A nfang März
in der Evang. Akadem ie Bad Boll.

n die sem Jahr b egeht der Staat Israel den
60 . Jahrestag seiner Gründung . In diesem

Zu sammenhang wird auch in D eutschland vertieft
üb er die Ge schichte und Gegenwart I srael infor-
miert und diskutiert. Die Ge schichte b eginnt mit
der Flucht von Juden und ihrer Vertreibung durch
D eutsche au s Zentraleurop a. Sie setzt sich fort mit
dem Versuch der Teilung Palästinas in zwei gegen-
sätzliche Staaten − ähnlich wie in D eutschland da-
mals . D o ch die se Teilung stellt no ch in der Gegen-
wart den B asiskonflikt der Region dar. D er Versuch
der Lö sung diese s israelisch-p alästinensischen
Konfliktes ist ein ständige s Auf und Ab , ein Hin und
Her, das nie zu einem Ende zu kommen scheint.

D eutsche Politik mu ss zugleich ihre Haltung ge-
genüb er der deutsch-jüdischen Geschichte und
der israelisch-p alästinensischen Gegenwart klä-
ren .

Um mit dem wichtigsten Ausgangspunkt die ser
Klärung zu b eginnen : D as D eutsche Reich hat zwi-
schen 1 9 3 3 und 1 945 − als Staat und Ge sellschaft −
mit unerme sslicher Gewalt Juden ermordet, j a ver-
nichtet. Die B RD trägt − als Rechtsnachfolger −
no ch immer diese Schuld aus der Geschichte und
de swegen eine b e sondere Verantwortung in der
Gegenwart gegenüb er Juden in D eutschland , Isra-
el und der Welt. Wie j ede Politik geschieht auch die
gegenüb er Israel auf beiden genannten Eb enen,
auf der von Staat und Regierung einerseits und der
von Gesellschaft und B ewegungen andererseits .

D eutsche (Regierungs-) Politik muss den Staat I s-
rael und die Grundrechte aller Israelis auf Leb en
und Sicherheit anerkennen − auch gegen deren ara-
bische Nachb arn . Und sie muss j eden Antisemitis-
mus ablehnen − wie den des iranischen Präsiden-
ten Achmedinedschad .

E s sollen zwar j etzt nicht die einen Opfer de s
Dritten Reiches gegen die anderen ausgespielt wer-
den, do ch dürfen sie neb en den Juden auch nicht
verge ssen werden . Nationalsozialismus b edeutet
nicht nur Rassismu s o der eine »innere Angelegen-
heit« , er b edeutet auch Nationalismus und interna-
tionale Aggression .

Die Konsequenz aus dem Dritten Reich ist aus
gutem Grund eine doppelte : Nie wieder Au-
schwitz ! Nie wieder Krieg ! D as eine ohne das ande-
re führt zu neuer Ungerechtigkeit wie Jo schka Fi-
schers Rechtfertigung der Gewalt gegen Serb en
nach dem M assaker von Srebrenica zeigt. So mü sste
deutsche Politik die Grundrechte aller Menschen
auf Leben und Sicherheit anerkennen und j ede
kriegerische Gewalt ablehnen .

Nun b e steht anscheinend ein Widerspruch zwi-
schen der gleichzeitigen Ablehnung des Antisemi-
tismus von Palästinensern und der Ablehnung der
Grundrechtsverletzungen der Israelis . Allerdings
erkennen durchaus auch I sraelis teilweise die
Grundrechte der Palästinenser an und Palästinen-
ser teilweise das Recht auf einen Staat Israel .

Kai-Uwe Dosch

Doppelte Verantwortung
Schwierige Beziehungen zwischen Deutschland, Israel und Palästina
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ie üb ergreifende Erkenntnis, die auch b ei
der Erörterung de s Themas Kriegsverrat

zu b erücksichtigen ist, hat der D eutsche Bundestag
am 1 5 . Mai 1 9 97 selb st formuliert und b eschlo ssen .
Diese Erkenntnis lautet : »D er Zweite Weltkrieg war
ein Angriffs- und Vernichtungskrieg, ein vom natio-
nalsozialistischen D eutschland verschuldete s Ver-
brechen . «

Was b edeutet dieser S atz für unser Thema, also
für die wegen Kriegsverrats verurteilten Wehr-
machtsoldaten? Er b edeutet folgendes : Jeder deut-
sche Soldat, der sich diesem von D eutschland ver-
schuldeten Verbrechen zu verweigern, zu entzie-
hen o der sein Ende zu b eschleunigen versuchte ,
verdient unseren Re spekt und unsere Anerken-

nung . An dieser Grundlinie orientierte sich die bis-
herige Rehabilitierungspolitik des D eutschen Bun-
destage s . D as Parlament hob die allermeisten Urtei-
le der NS-Militärjustiz und de s Volksgerichtshofs
auf: Also die gegen Kriegsdienstverweigerer, Wehr-
kraftzersetzer, D eserteure und die wegen b efehls-
widriger »Üb ergab e an den Feind« ergangenen Ur-
teile , die unter die Rubrik der Feindb egünstigung
fielen . Im zivilen B ereich wurden die Urteile gegen
Landesverräter und Spione aufgehob en, was häu-
fig vergessen wird .

Die Menschen, die wegen dieser Straftatb e stän-
de verurteilt wurden, hab en also ihre Anerken-
nung als Widerständige b ereits gefunden . E s wur-
de anerkannt, dass der »kleine M ann« in der Uni-

D eutschlands Verantwortung ist keine zur Un-
terstützung entweder der einen o der der anderen
Gewalttätigkeiten . Sondern e s ist eine doppelte
Verantwortung zur Unterstützung einer vollständi-
gen gegenseitigen Anerkennung und einer ge-
meinsamen Sicherheit. Die s b einhaltet eine b eson-
dere Verantwortung zur Verhinderung eines An-
griffs auf I srael . Und eine allgemeine Verantwor-
tung zum Schutz de s Üb erleb ens Palästinas .

B e sondere Verantwortung für Israel b edeutet,
sich da zum Anwalt von I sraelis zu machen, wo ihre
Rechte b edroht sind . Dies b etrifft vor allem das
Recht, ihre Religion auszuüb en und ihr Staatswe-
sen zu b e stimmen . Wo immer z . B . Antisemitismu s
erscheint, muss die ser mit allen Mitteln der Politik
und Diplomatie angegriffen werden . Und wo im-
mer zum B eispiel der Staat Israel nicht anerkannt
wird , muss seine Existenz verteidigt werden .

Allgemeine Verantwortung für Palästina b edeu-
tet, für die Gleichb erechtigung von Palästinense-
rinnen mit allen anderen Nationalitäten zu kämp-
fen . Ihre humanitären Grundb edürfnisse dürfen
nicht aus politischer Rücksichtnahme schlechter
berücksichtigt werden . Ihre politische Selb stb e-
stimmung darf nicht aus militärischem Interesse
weiter b eschränkt werden .

Wir könnten uns als gesellschaftliche B ewegung
wünschen, wir hätten die Wahl zwischen einer Li-
kud- o der Lab our-, zwischen einer Fatah- o der Ha-
mas-Regierung, um die s zu fördern . D o ch zwei Din-
ge sind klar: D eutsche hab en die se Wahl nicht, son-
dern nur I sraelis und PalästinenserInnen selb st.
Und zweitens wäre b eide s j eweils nur die Wahl ei-
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nes kleineren Üb els, nicht der gerade Weg zum
Frieden . Unsere uneingeschränkte Unterstützung
verdient (und benötigt) nur die radikaldemokrati-
sche o der p azifistische Oppo sition − hier wie da.

E s gibt eine Friedensb ewegung in I srael : Ihre
B andbreite reicht von mo deraten Sozialdemokra-
tInnen üb er arabische SozialistInnen bis zu radika-
len AnarchistInnen, von der Ablehnung der B esat-
zung üb er deren selektive Verweigerung bis zur to-
talen Ablehnung und Verweigerung alles Militäri-
schen . Vor allem p azifistische Po sitionen benöti-
gen ideelle Anerkennung gegenüb er der offiziellen
israelischen Politik, die sie versucht zu ignorieren .

E s gibt auch eine Friedensb ewegung in Palästi-
na: Sie arbeitet weniger antimilitaristisch und op-
po sitionell, da sie mit der Regierung in der grund-
sätzlichen Forderung nach Anerkennung, Selb stb e-
stimmung und Gleichberechtigung überein-
stimmt, da sie sich stärker auf die humanitäre Akti-
vitäten konzentriert und da sie deutlich unsicherer
und gefährlicher lebt. Vor allem die Versöhnungs-
arb eit b enötigt finanzielle und materielle Unter-
stützung .

Sowohl die deutsche Regierung als auch die
deutsche Friedensbewegung muss also keine (fal-
sche) Entscheidung treffen zwischen „ Israel“ und
„ Palästina“ . D oppelte Verantwortung und simple s
Engagement für die Rechte der Menschen auf bei-
den Seiten der „ Mauer “ ist der Weg zum Frieden .

Ka i- Uwe Dosch ist Mitglied der DFG- VK und der
F or u m Pazi fi s mus -Redaktio n.

Wolfram Wette

Wegen Kriegsverrats verurteilte Wehr-
macht-Soldaten endlich rehabilitieren!
Stellungnahme vor dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages
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